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Als Botschafter der Islamischen Republik Iran möchte ich Ihre Aufmerksamkeit auf ein
beispielloses und zutiefst besorgniserregendes Ereignis lenken – ein Ereignis, das nicht nur
eine offensichtliche Verletzung des Völkerrechts darstellt, sondern auch einen
schwerwiegenden Schlag gegen die grundlegenden Prinzipien der internationalen Ordnung
bedeutet. Von Majid Nili, iranischer Botschafter in Deutschland.

Wie Ihnen bekannt ist, wurde der Iran am 28. Februar 2026 ohne jeden Grund oder jede
Rechtfertigung militärisch von Israel und den Vereinigten Staaten angegriffen, während
sich das Land inmitten indirekter Verhandlungen mit den Vereinigten Staaten unter
Vermittlung des befreundeten Staates Oman befand.

Im Verlauf dieser Angriffe wurden zahlreiche zivile Ziele gezielt angegriffen. Dazu zählt
unter anderem ein Luftangriff auf eine Mädchenschule in der Stadt Minab, bei dem 175
Schülerinnen und Mitglieder des Lehrpersonals getötet wurden. Ebenso gehörte der Angriff
auf die Nuklearanlage in Natanz zu den durchgeführten Angriffen – eine Anlage, die gemäß
den Bestimmungen der Internationalen Atomenergie-Organisation aufgrund möglicher
Umweltfolgen vor Angriffen geschützt sein sollte. Darüber hinaus wurde auch die Teheraner
Ölraffinerie angegriffen – ein Angriff, der zur Freisetzung chemischer Stoffe in einer Stadt
mit rund zehn Millionen Einwohnern führte. Außerdem kam bei dieser Aggression der
religiöse und politische Führer des Iran, Ayatollah Khamenei, ums Leben.

Diese Angriffe stellen neben ihren weitreichenden humanitären und ökologischen Folgen
klare Verstöße gegen das Völkerrecht dar, insbesondere gegen Artikel 2 Absatz 4 der
Charta der Vereinten Nationen. Ein solches Verhalten verletzt nicht nur das Recht, sondern
auch die grundlegendsten moralischen Prinzipien der internationalen Beziehungen sowie
die fundamentalen Regeln des humanitären Völkerrechts.

Noch bedauerlicher ist jedoch die Reaktion einiger europäischer Politiker, die diese
Handlungen nicht eindeutig verurteilt haben und durch ihr Schweigen oder durch die
Relativierung rechtlicher und moralischer Prinzipien faktisch an der Seite der Aggressoren
stehen.

Es ist nicht schwer zu verstehen, warum einige Staaten Israel und die Vereinigten Staaten
unterstützen. Doch das Überschreiten der klaren Grenzen von Moral und Völkerrecht –
Grenzen, deren Schutz die Bundesrepublik Deutschland und ihre Philosophen stets betont
haben – wirft eine ernste und historische Frage für die öffentliche Meinung auf.

Die Erfahrung der Geschichte zeigt deutlich, dass Schweigen gegenüber Aggression und
Kriegsverbrechen letztlich zur Normalisierung der Gesetzlosigkeit im internationalen
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System führt – zu einer Situation, in der das „Recht des Stärkeren“ die gemeinsamen Regeln
ersetzt. In einer solchen Ordnung wäre kein Land sicher, und früher oder später würde
diese Unsicherheit zu noch größerer Instabilität führen.

Die Islamische Republik Iran wird sich im Einklang mit ihrer Geschichte, ihrer Zivilisation
und ihren religiösen Grundlagen sowie im Rahmen von Artikel 51 der Charta der Vereinten
Nationen über das Recht auf Selbstverteidigung entschlossen für die Verteidigung ihrer
nationalen Souveränität und territorialen Integrität einsetzen.

Was jedoch von den aufgeklärten Bürgerinnen und Bürgern Deutschlands erwartet wird, ist,
dass sie nicht zulassen, dass die grundlegenden Maßstäbe des Völkerrechts und des
humanitären Rechts leichtfertig politischen Erwägungen und einer bedingungslosen
Unterstützung der Aggressoren geopfert werden. Die Geschichte Deutschlands, die selbst
Krieg und Aggression erlebt hat, zeigt deutlich, dass das Wegsehen bei der Verletzung von
Recht und Moral weder Frieden noch Sicherheit bringt, sondern vielmehr den Weg für die
Wiederholung von Ungerechtigkeit und die Ausbreitung von Gesetzlosigkeit in der Welt
ebnet.

Anmerkung der Redaktion: Zur guten journalistischen Praxis gehört es, alle Seiten eines
Konflikts abzubilden, die unterschiedlichen Stimmen anzuhören. In diesem Sinne
veröffentlichen wir auch diesen Beitrag, zumal er inhaltlich durchaus lesenswert ist.
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